
Merkblatt zur Erhebung von personenbezogenen Daten 

(Informationspflicht nach Art. 13 DS-GVO - Direkterhebung beim Betroffenen) 

 
1. Namen und Kontaktdaten des Verantwortlichen 

Landkreis Eichsfeld 
Der Landrat 
Friedensplatz 8 
37308 Heilbad Heiligenstadt 
 
Rechts- und Ordnungsamt 
Telefon  03606 / 650 3200 
Fax   03606 / 650 9040 
E-Mail  rechtsamt@kreis-eic.de 

 
2. Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten 

Landkreis Eichsfeld 
An den Datenschutzbeauftragten 
Friedensplatz 8 
37308 Heilbad Heiligenstadt 
 
Telefon  03606 / 650 1060 
Fax   03606 / 650 9000 
E-Mail  datenschutz@kreis-eic.de 

 
3. Zwecke der Datenverarbeitung 

Ihre Daten werden erhoben zur Speicherung, Löschung 
und Änderungen von persönlichen und fahrerlaubnis-
rechtlichen Daten im örtlichen und zentralen Fahrer-
laubnisregister, im Fahreignungsregister und im Fahr-
tenschreiberkartenregister, sowie zur Herstellung des 
Kartenführerscheins bei der Bundesdruckerei. 
 

4. Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung 
Die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten er-

folgt auf der Grundlage von: 
Art. 6 Abs. 1 S. 1 Buchstabe e) DSGVO in Verbindung 
mit 
- § 48 Straßenverkehrsgesetz (StVG) 
- §§ 21, 49, 57, 59 Fahrerlaubnisverordnung (FeV) 
- §12 Fahrpersonalverordnung (FPersV) 
erhoben. 

 
5. Empfänger oder Kategorien von Empfängern 

Ihre personenbezogenen Daten erhalten folgende Emp-
fänger bzw. Kategorien von Empfängern: 
 
Kraftfahrtbundesamt: 
- zentrales Fahrerlaubnisregister (ZFER) 
- Fahreignungsregister (FAER) 
- Fahrtenschreiberkartenregister (FKR) 
Bundesdruckerei 
Technische Prüfstellen 
andere Fahrerlaubnisbehörden 
Private Dritte 
ausländische Stellen 
vom Betroffenen im Rahmen der Fahreignung beauf-
tragte Untersuchungsstellen 

 
6. Übermittlung an ein Drittland oder eine internati-

onale Organisation 
Ihre personenbezogenen Daten werden an ein Drittland 
oder eine internationale Organisation übermittelt.  
 

ja    nein 
 

Wenn ja, erfolgt die Übermittlung Ihrer personenbezo-
genen Daten auf der Grundlage von: 

 
Drittland oder internationale Organisation nach § 55, 
56 StVG, Richtlinie 2011/82/EU 
Geeignete Garantien im Falle einer Übermittlung nach 
Art. 49 Abs. 1Satz 2 DSGVO. 
soweit dies für Verwaltungsmaßnahmen auf dem Gebiet 
des Straßenverkehrs oder zur Verfolgung von Zuwider-
handlungen gegen Rechtsvorschriften auf dem Gebiet 
des Straßenverkehrs oder zur Verfolgung von Strafta-
ten, die im Zusammenhang mit dem Straßenverkehr 
oder sonst mit Kraftfahrzeugen oder Anhängern oder 

Fahrzeugpapieren, Fahrerlaubnissen oder Führerschei-
nen stehen erforderlich ist. 

 
7. Dauer der Speicherung bzw. Kriterien für die 

Festlegung der Dauer 
 
Löschfrist: 
I. Daten im örtlichen Fahrerlaubnisregister werden nach 
§ 61 StVG gelöscht, soweit die zugrunde liegende Fahr-
erlaubnis vollständig oder hinsichtlich einzelner Fahrer-
laubnisklassen erloschen ist oder eine amtlich Mittei-
lung über den Tod des Betroffenen eingeht oder bei 
Vollendung des 110. Lebensjahres der betroffenen Per-
son.  
II. Vorgelegte Unterlagen im Rahmen des Antrages 
werden nach 10 Jahren gelöscht oder vernichtet. Licht-
bild und Unterschrift werden 2 Jahre nach Abschluss 
des Antrages gelöscht. 
III. Registerauskünfte, Führungszeugnisse, Gutachten 
und Gesundheitszeugnisse sind gem. § 2 Abs. 9 StVG 
nach spätestens 10 Jahren zur vernichten, es sei denn, 
mit ihnen in Zusammenhang stehende Eintragungen im 
FAER oder im ZFER sind nach den Bestimmungen für 
diese Register zu einem früheren oder späteren Zeit-
punkt zu tilgen oder zu löschen. 
Es sind zu löschen: 
I. Die im Fahrerlaubnisregister enthaltenen Daten über 
Bestand, Art, Umfang, Gültigkeitsdauer, Verlängerung 
und Änderung der Fahrerlaubnis, Datum des Beginns 
und des Ablaufs der Probezeit, Nebenbestimmungen 
zur Fahrerlaubnis gemäß § 50 StVG. 

II. Die im Fahreignungsregister enthaltenen fahrerlaub-
nisrechtlichen Maßnahmen nach § 28 StVG 
III. Antrag und vorgelegte Unterlagen im Rahmen des 
Antrags auf eine Fahrerlaubnis 

 
8. Rechte der Betroffenen im Rahmen der Verarbei-

tung 
Die nachfolgenden Rechte bestehen nur nach den je-
weiligen gesetzlichen Voraussetzungen und können 
auch durch spezielle Regelungen eingeschränkt oder 
ausgeschlossen sein. 
 
Sie haben das Recht, von dem Verantwortlichen eine 
Bestätigung darüber zu verlangen, ob sie betreffende 
personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist dies 
der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese 
personenbezogenen Daten und auf die in Art. 15 DS-
GVO im einzelnen aufgeführten Informationen. 
 
Sie haben das Recht, von dem Verantwortlichen unver-
züglich die Berichtigung sie betreffender unrichtiger 
personenbezogener Daten und ggf. die Vervollständi-
gung unvollständiger personenbezogener Daten zu 
verlangen (Art. 16 DS-GVO). 
 
Sie haben das Recht, von dem Verantwortlichen zu ver-
langen, dass sie betreffende personenbezogene Daten 
unverzüglich gelöscht werden, sofern einer der in Art. 
17 DS-GVO im einzelnen aufgeführten Gründe zutrifft, 
z. B. wenn die Daten für die verfolgten Zwecke nicht 
mehr benötigt werden (Recht auf Löschung). 
 
Sie haben das Recht, von dem Verantwortlichen die 
Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen, 
wenn eine der in Art. 18 DS-GVO aufgeführten Voraus-
setzungen gegeben ist, z. B. wenn die betroffene Per-
son Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt hat, 
für die Dauer der Prüfung durch den Verantwortlichen. 
 
Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer 
besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Ver-
arbeitung sie betreffender personenbezogener Daten 
Widerspruch einzulegen. Der Verantwortliche verar-
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beitet die personenbezogenen Daten dann grundsätz-
lich nicht mehr (Art. 21 DS-GVO). 
 
Sie haben das Recht, die sie betreffenden personenbe-
zogenen Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesebaren Format zu erhalten und diese Da-
ten einem anderen Verantwortlichen zu übermitteln, 
(Art. 20 DS-GVO). 
 
 

9. Recht auf Widerruf der Einwilligung bei einer 
Verarbeitung nach Art. 6 Abs. 1 lit. A oder Art. 9 
Abs. 2 lit. a DS-GVO  

  Die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
beruht auf einer Einwilligung (Art. 6 Abs. 1 lit. a oder 
Art. 9 Abs. 2 lit. a DS-GVO). Daher haben Sie das 
Recht, die Einwilligung jederzeit zu widerrufen, ohne 
dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung 
bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung berührt wird 
 
 
Der Widerruf kann auch mündlich oder per E-Mail erfol-
gen. Gegebenenfalls müssen Sie Ihre Identität nach-
weisen. Ab Zugang Ihrer Erklärung dürfen Ihre Daten 
nicht weiter verarbeitet werden. Sie sind unverzüglich 
zu löschen. Die bisherige Verarbeitung bleibt jedoch 
hiervon unberührt (Widerrufsrecht). 
 
Sie können nicht gezwungen oder gedrängt werden, Ih-
re Einwilligung zu erklären oder aufrecht zu erhalten 
(Freiwilligkeit der Einwilligung). 

 
10. Beschwerderecht bei einer Aufsichtsbehörde 

Im Rahmen der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten haben Sie das Recht auf Beschwerde bei der 

Aufsichtsbehörde nach Art. 77 Abs. 1 DS-GVO. Dies ist 
in Thüringen der  
 
Landesbeauftragte für den Datenschutz und  
die Informationsfreiheit 
Häßlerstraße 8 
99096 Erfurt  
www.tlfdi.de 

 
11. Gesetzliche oder vertragliche Pflicht zur Bereit-

stellung der Daten 
Die Bereitstellung Ihrer personenbezogenen Daten ist 
für die weitere Sachbearbeitung im Rahmen der An-
tragstellung erforderlich und unerlässlich. 

 
12. Automatisierte Entscheidungsfindung einschließ-

lich Profiling gemäß Art. 22 Abs.1, 4 DS-GVO  
1. Die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 

erfolgt mittels automatisierter Entscheidungsfin-
dung einschließlich Profiling gemäß Art. 22 Abs. 1, 
4 DS-GVO:  

 
ja    nein 

 
 
13. Weiterverarbeitung für einen anderen Zweck 

Ihre personenbezogenen Daten werden für einen ande-
ren Zweck weiterverarbeitet als den, für den die Daten 
erhoben wurden: 
 

ja    nein 
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